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I. Vorlage: BAH N 2000 

Abstim mungstext 

Bundesbescliluss 
betreffend das Konzept B A H N  2000 

voni 19. Dezember 1986 

Art. I 
Dcr ßutid vcnuirklicht das Koiizcpi ßAtIN 2000 inii d c i ~ i  Ziel, dcii öITciiiliclic11 
Vcrkelir i n  der Scliweiz zu fördcrn. 

Art. 2 
zu diesem Zweck wird das Netz dcr Schwcircriscl ic~i Uundesbaliiicii duicl i folgciiilc 

ncuc Linic i i  crwcilerl: 
a. Vauderens-Villars-sur-Giane; 
b. Mattsictien-Rothrist; 
C. Oltcn-Muitcnz; 
d. Zürich Flughafen-Winlcriliur. 

Art. 3 
I ~ c i  Iliili<lcsi.;ii gciicliiiiigi die üauciappcii und bcsliiiinii i l c l i  zc i l l i c l ic i i  Aiil;iiil: 
2 Dcr Uuiidcsi-;ii orici i t icri die cidgcriössisclic~i Riitc iiiii dcii i  Cicschiil lsbci-icliI i i l i c i  i l c i i  
Siand dcr Vci~ruirklichungdcs Konzeptes. 

Ausgangslage 

Ein gut funktionierendes Verkehrssystem mit leistungsfahigen Strassen 
und effizienten Bahnen ist fur unser Land. seine Bewohner, seine 
Gaste und seine Wirtschaft von grosser Bedeutung. In den letzten 
Jahren hat das Bedurfnis nach Mobilität grosse Investitionen fur den 
privaten Strassenverkehr ausgelost. Der Strassenverkehr hat sich daher 
seit den sechziger Jahren mehr als verdoppelt, und der Anteil d e ~  

. Bahnen am Gesamtverkehr hat stark abgenommen Diese Entwicklung 
schafft Probleme, nicht nur für die Umwelt. Sogar die Freude am Auto- 
fahren wird immer mehrdurch Staus auf den Autobahnen geschmälert. 
Wenn wir die weitere Entwicklung des Verkehrs bewältigen wollen, ist 
der Zeitpunkt gekommen, den öffentlichen Verkehr zu fordern. BAHN 
2000 ist ein Konzept, das dazu beitragt, die Verkehrsprobleme der 
Zukunft zu lösen. Es starkt den öffentlichen Verkehr, so dass dieser zwei 
Drittel der Verkehrszunahrne der nächsten 20 Jahre auffangen kann. 
Die Fbrdemng des öffentlichen Verkehrs wird nicht bestritten. Hingegen 
wehrt sich ein Komitee mit einem Referendum gegen die vier neuen 
geplanten Bahnstrecken. 
Der Bundesrat und die grosse Mehrheit des Parlaments halten BAHN 
2000 für unerlässlich, um die Verkehrsproblerne zu bewältigen. Ohne 
die vier Neubaustrecken kann BAHN 2000 nicht realisiert werden. 

,\,I. 4 

1 Dicsci- Ilcrcliluss isi;ilIgcnicinverbiiidlicli; ci i i i i i c i s i c l i i dc i i i  i i ikiilt;i l ivcii I l c~crc i i i l i i i l i .  
,Er wird wirk%iiii iiiii dctii AblciuT d c i  RciCrcriduriisTi-isL, ivciin kein I<c lErc i i~ i i i i i i  
iiisi;indckoiiiiiii. oder mit der Aniiah~iic an dcr Volksnbsiiiiiiiiiiiig. 
I Dicscr Ucsclilusi gi l t  bis zur Vciwirklicliungdcs Koiircplcs UAllN 2000. 

Gleichsam das Ruckgrat von BAHN 2000 bilden vier neue Strecken- 
abschnitte mit einer Lange von insgesamt 120 Kilometern, d.h. 2.4 Prozent 
des gesamteri Bahnnetzes. Damit kbnnen die Fahrzeiten verkürzt und der 

, Personen- und Guterverkehr leistungsfbhiger gestaltet werden. 



Was bringt BAHN 20007 

Bis zum Jahr 2000 soll der Schweiz ein leistungsfahiges und bis iri 
die Regionen fein abgestimmtes Bahn- und Busnetz zur Verfügung 
stehen, das i m  wesentlichen folgende Merkmale aufweist: 

Mehr Bahn- und Busverbindungen 
Ein gut ausgebautes Schienennetz und ein dichtes Angebot von BUS- 
linien sollen die Regionen mit besseren Verbindungen bedienen. In das 
Konzept BAHN 2000 sind daher neben den SBB auch die Privatbahnen. 
die Postautos und die konzessionierten Busbetriebe einbezogen. BAHN 
2000 nutzt also nicht nur den Zentren, sondern auch den abseits gele- 
genen Randregionen und rückt diese naher zusammen. 

Taktfahrplan mit guten Anschlüssen 
Ein attraktiver, einfacher Fahrplan ist eines der Hauptzrele von BAHN 
2000. In den wichtigsten Bahnhöfen, sogenannten Knotenpunkten, 
treffen jede Stunde, teilweise sogar jede halbe Stunde Züge und Busse 
aus allen Richtungen ein und vermitteln gute Anschlüsse. Um dies zu 
erreichen, muss die Fahrzeit zwischen einigen Bahnhofen um 5 bis 23 
Minuten verkürzt werden, was den Bau von vier neuen Abschnitten 
bedingt. 

0 Rascher ans Ziel 
Hochgeschwindigkeitsbahnen wie der framosische TGV sind fur die 
kleinräumige Schweiz nicht die richtige Lösung. Bessere Anschlüsse, 
erleichtertes Umsteigen, neue Direktverbindungen und nicht auietzt 
modernste Lokomotiven mit besserer Beschleunigung und hbherer 
Geschwindigkeit werden die Reisezeit trotzdem erheblich verringern 

Weniaer umsteigen - 
Wer angenehm reisen will, mochte bis ans Ziel irr gleichen Wagon 
sitzen bleiben BAHN 2000 bietet bedeutend mehr direkte Zugsverbin- 
dungen So werden zum Beisplei direkte Zlige von Genf uber Freiburg 
nach Basel. vom Tessin und ab Chur nach Zurich-Flughafen sowie vom 
Juras~dfuss nach St Gallen und ins Rheintal fahren. Mehr Direktver- 
 hin^,^^^^^ cind <nwOhl zwischen den grosseren Knotenpunkten als 
Y,,'..",,~". . -...- -- - 
auch aus den Regionen in die Zentren vorgesehen. 

rr Verbesserungen auf den Bahnhöfen und in den Zügen 
BAHN 2000 sieht auch Verbesserungen auf Bahnhofen vor. Diese 
bieten spezielle Parkplatze für Bahnkunden. Bahn, Tram und Bus sollen 
näher zusammenrücken und über leichtgangige Rampen erreichbar 
sein. Niveaugleiche Perrons sorgen für bequemes Ein- und Aussteigen. 
Freundliche Auskunfts- und Aufenthaltsräume erwarten den Kunden. 
Zudem wird mit BAHN 2000 auchder Komfort in den Zügen verbessert. 

Mehr Güter auf der Schiene 
Mehrere tausend Firmen sind in unserem Land bereits heute uber 
Anschlussgleise mit der Bahn direkt verbunden. BAHN 2000 ver- 
grassert die Zahl dieser Anschlüsse und schafft mit dem kombinierten 
Verkehr zwischen Schiene und Strasse neue Möglichkeiten. Dadurch 
wird die Strasse entlastet. 

o BAHN 2000 und das Ausland 
Die Schweiz ist eng mrt ihren Nachbarlandern und mit dem übrigen 
Europa verbunden. Daran haben die Bahnen grossen Anteil. BAHN 
2000 sichert und verbessert die Verbindungen uber die Landesgrenzen 
hinaus und schafft auch hier neue Kapazitäten. 

Was k o s e t  BAHN 2000? 
Die SBB-Bauvorhaben fur BAHN 2000 kosten 5.4 Milliarden Franken, die 
ie  etwa zur Halfte ftlr den Ausbau bestehender Linien und fiir den Bau 
neuer Strecken henotigt werden. Der Bund leiht diesen Betrag den SBB. Er 
tragt die wahrend der Bauzeit auflaufenden Bauzinsen und Amortisaiions- 
kosten Eine Verkehrszunahrne von 30 Prozent. wie sie Experten nach Ein- 
fuhrung von BAHN 2000 durchaus erwarten, wird es ermt3glichen. das 
geliehene Geld zu verzinsen und zuriickzugeben sowie die Mehrkosten zu 
tragen. Zur Verwirklichung von BAHN 2000 unterstützen Bund und 
Kantone auch die Privatbahnen rnrtje rund einer Milltarde Franken. 
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Argumente des Referendumskomitees Stellungnahme des Bundesrates 

Das Referendumskomitee begrundet seine ablehnende Haltung wie 
folgt. 
MNEINZU Neubaustrecken:  Dfe Opfer an Land, Wald und Umwelt, 
an heute noch intakten Landwfrtschaftsbetrieben und an wertvollen Naher- 
holungsraumen, dfe die geplanten Neubaustrecken namentlich fm Mittel- 
land fordern, sindgegenuber dem Gewinn von wenfgen Minuten Fahrzett zu 
hoch. Die Neubaustrecken werden als (unabdingbare Voraussetzung)~ fcir 
die Zukunftsbahn hochgespieft. Tatsächlich aber gtbt es bessere Moglich- 
keiten, die mit dem Konzept BAHN 2000 gestecktenZiele zu verwirklichen 
Das bestehende Schrenennetz (das dichteste der Welt) optfmal nutzen und 
verbessern, neue Technfken im Rollfnateria/ efnsetzen und die Entwicklung 
eines modernen Berriebsleit- und Sicherungssystems vorantreiben 

Ke ine  f inanziel lan Abenteuer :  Schon heute ist die Finanzierung der 
Bahnen verworren und für den S~euerzahter nicht mehr durchschaubar. 
Jährlich zahlt der Bund über 800 Mio. Franken in die Kasse der Bundes- 
bahnen. Wie die zusätzlichen Miiliardenbetrage für BAHN 2000 beschafft 
und spater verzinst und amortisiert werden sollen, ist unklar. Es wäre 
Pflicht der Behörde, dem Steuerzahler aufzuzeigen, wie die notigen Geld- 
betrage aufgebracht werden sollen. Wlr laufen Gefahr, die heute freie, fn 
eigener Verantwortung vorgenommene Verkehrsmittelwahl durch staat- 
liche Lenkungsmassnahmen zu ersetzen. 

Die K a t z e i m  Sack: Fur dfe Neubaustrecken der BAHN 2000 wurde nur 
eine beschrankte Umweltverträglichkeitsprüfung durchgefbhrt. obwohl 
lebenswfchtfqe Grundwasservorkommen gefährdet und einzelne Regionen 
massiv betrafen werden. 
BAHN 2000 lost dfe Transitfrage nicht. Schon heute sind weitere Mill~ar- 
denprojekte für neue Bahntransitverbindungen (Gotthard oder ~ ~ l c i ~ e n )  
angekündet. 
.BAHN 20UO wird voraussichtlich einen Mehrbedarf an Strom von zwischen 
400-500 Mio. Kilowattstunden verursachen. Damit erhöht sich der Elektn 
z~tatsverbrauch der SB6 um ca. 25% Wie und wo dieser Strom produzfert 
werden soll, 1st nicht dargetan. 

NEfNzu BAHN 2000 heisst den Weg offnen, damft wir fristgerechter. 
benuuungsgerechter, urnweltgerechfer und kostengerechter zu einer Bahri 
fcir das Jahr 2000 kommen. U 

Nur mit  dem modernen Konzept BAHN 2000 kann innert nützlicher 
Frist ein attraktiverer öffentlicher Verkehr verwirklicht werden. der 
zum Umsteigen auf Bahn und Bus anregt. umweltfreundlich ist und 
einen wichtigen Beitrag zur optimalen L6sung der anstehenden 
Verkehrsprobleme leistet. 

Landverlust tragbar und verhältnisrnässig 
Der Verlust an Landwirtschaftsflächen fur die neuen Bahnstrecken 
muss angesrchts der affentlichen Interessen, die damit verfolgt werden, 
in Kauf genommen werden. Der offentliche Verkehr ist die umwelt- 
freundlichste Art des Verkehrs. Ohne BAHN 2000 musste die Kapazität 
der Strasse erweitert werden, was bedeutend mehr Boden beanspru- 
chen wurde. Man kann nicht mehr Umweltschutz verlangen und 
gleichzeitig ein Opfer verweigern. Ohne Neubaustrecken ist BAHN 
2000 nicht moglich. 

1 1  Umweltschutz berücksichtigt 
Eine erste Prufung der Umweltverträglichkeit von BAHN 2000 hat 
gezeigt, dass den Aspekten des Umweltschutzes durchaus Rechnung 
getragen wird. Vertiefte Abklhrungen zur Umweltvertraglichkeit werden 
wahrend der Detailprojektierung durchgeführt. Das Anliegen des Um- 
weltschutzes wurde bei der Wahl der Linien fur die Neubaustrecken 
besonders berücksrchtigt: Mit modernster Bautechnrk und harmo- 
nischer Streckenfuhrung werden Landschaft, Siedlungen und Grund- 
wasser geschont. 

Zusätzlicher Strornbedarf gering 
BAHN 2000 benotigt zwar mehr Strom, spart aber andere Energien, 
vor allem Treibstoff. Der Anteil der Bahnen am schweizerischen Strom- 
verbrauch steigt lediglich von 5 auf 6 Prozent. Im übrigen ist der 
Energieverbrauch pro beforderte Person oder GUtertonne irn öffent- 
lichen Verkehr sehr gering. 

Investitionen werden zurückbezahlt 
Die 5,4 Milliarden Franken f ü r  SBB-Bauvorhaben sind, verglichen mit 
den rund 25  Milliarden Franken, die der Bau der Nationalstrassen bisher 
gekostet hat, angemessen und verkraftbar. Zudem werden die Investi- 
tionen durch den erwarteten Mehrverkehr finanziert 

Aus allen diesen Gründen empfehlen der Bundesrat und das Parla- 
ment. den Bundesbeschluss über das Konzept BAHN 2000 gutzu- 
heissen. 



2.voriage: Bundesgesetz über die 
Krankenversicherung 
Ausgangslage 

In den letzten zehn Jahren sind in der Schweiz die Ausgaben für die 
Gesundheit von rund 10 auf 2 0  Milliarden Franken pro Jahr gestiegen. 
Die Kosten in der Krankenversicherung und mit ihnen auch die 
durchschnittlichen Prämien der Versicherten haben sich in der gleichen 
Zeit verdoppelt. Die Löhne sind aber nur etwa u m  die Hälfte gestiegen. 
Jeder musste daher einen immer grösseren Teil seines Einkommens für 
die Krankenversicherung ausgeben. Es ist dringend notwendig. diese 
Kostenexplosion in den Griff zu bekornmen. Die Kosteneindämmung 
steht deshalb bei der Revision des Krankenversicherungsgesetzes i m  
. .. 

Seit mehr als 40 Jahren schreibt die Bundesverfassung vor, es sei eine 
Mutterschafts~ersicherung einzurichten. Bundesrat und Parlament 
haben sich in den vergangenen Jahren, insbesondere in ihren Stellung- 
nahmen zur Volksinitiative «für  einen wirksamen Schutz der Mutter- 
schaft)). fest entschlossen gezeigt, den Schutz der Mutterschaft zu 
verbessern. Jede Frau soll der Geburt eines Kindes ohne existenzielle 
Probleme entgegensehen können 

M i t  der nun vorgeschlagenen Gesetzesrevision werden beide Ziele 
erreicht: 

Eine verbesserte Koordination, eine wirksamere Kontrolle, ein geziel- 
terer Einsatz der öffentlichen Mittel und eine grössere Selbstveyant- 
wortung der Patienten ermöglichen es, die Kosten der Krankenversiche- 
runo einzudämmen; gleichzeitig werden aber auch bestimmte Leistun- ., - 
gen verbessert. 

~i~ Mutterschaftsversicherung schliesst eine Lücke in unserem sozialen 
Netz. 

Gegen die Revision wurde von zwei Seiten das Referendum ergriffen, so 
dass nun das Volk entscheiden muss, ob die Reform in Kraft treten kann. 

Bundesrat und Par lament befürworten die Revision, we i l  sie diese 
für  notwendig, massvoll und sozial gerechtfertigt halten. 

Was bringt die Revision? 

Die Revision verfolgt hauptsächlich zwe i  Anliegen: die Kosten der 
Krankenversicherung werden eingedämmt. und eine ausgebaute 
Mutterschaitsversicherung w i r d  eingeführt. 

Die wichtigsten Neuerungen in der Krankenversicherung: 

a Der Bundesrat erlässt Grundsätze und Richtlinien für die Tarife (Preise), 
die die Krankenkassen an Ärzte, Chiropraktiker, Physiotherapeuten und 
andere Medizinalpersonen bezahlen. 

3 Die Krankenkassen erhalten von den Ärzten genauere Auskünfte. Den 
Versicherten wird eine detailliertere Rechnung zugestellt, damit sie 
sehen. wofür die Krankenkasse aufkommt. 

@ Wenn die Kantone eine Spitalplanung festlegen, bezahlen die Kranken- 
kassen nur jenen Spitälern, die dieser Planung entsprechen. Damit wird 
vermieden, dass Krankenkassen ein Uberangebot an medizinischer Ver- 
sorgung finanzieren. 

Die Spitäler dürfen den Krankenkassen höchstens 6 0  Prozent der 
Betriebskosten berechnen (heute zum Teil mehr). I I 
Die Krankenkassen müssen für die ganze Dauer des Spitalaufenthaltes 
bezahlen (heute maximal 7 2 0  Tage). I I 
Der Selbstbehalt der Versicherten wird von 10 auf 2 0  Prozent erhöht. Er 
darf aber pro Jahr 5 0 0  Franken nicht übersteigen. 

( Subventionen an die Krankenkassen I I 
Seit 1978 sind die ßundesbeiträge an die Krankenkassen eingefroren. 
Jetzt werden sie wieder erhöht und gezielter eingesetzt. Davon werden vor 
allem Krankenkassen mit zahlreichen AHV- und IV- Rentnern und kinder- 
reiche Familien profitieren. Folgende ßundesbeiträge sind vorgesehen (in 
Millionen Franken): 

Ohne Gesetzesrev/s/on  MI^ Geserzesrevis,on 
1989 978 
1990 1006 

1991 
982 1062 
985 1120 



Die wichtigsten Neuerungen in der Mutterschaftsversicherung: 

Alle Mutter, emerbstatig oder nicht, erhalten wahrend 16 Wochen ein 
Taggeld. Bei Nichterwerbstätigen sind dies 39 Franken pro Tag, bei 
Erwerbstätigen 75 Prozent des Einkommens, mindestens jedoch 39 
und hochstens 117 Franken. 

Die jahrlichen Kosten für die Taggelder betragen rund 400 Millionen 
Franken. Ähnlich Wie bei der AHV, der Invalidenversicherung und der 
Erwerbsersatzordnung werden sie durch Lohnprozente finanziert Der 
Abzug betragt 0.3 Prozent, d.h. je 0,15 Prozent fdr Arbeitnehmer und 
Arbeitgeber (F r .  1.50 pro 1000 Franken Einkommen). 

* Auch Nichterwerbstätige sind versichert. Ihr Beitrag variiert je nach 
Vermögen zwischen 12 und 400 Franken pro Jahr, wobei nichterwerbs- 
tätige Ehefrauen und Witwen wie in der AHV von der Beitragspflicht 
ausgenommen sind. 

Der Kundlgungscchutz wird auf die ganze Dauer der Schwangerschaft 
und auf 16 Wochen nach der Geburt ausgedehnt (heute 8 Wochen vor 
und nach der Geburt) 

Der Bund bezahlt den Krankenkassen alle Arzt-, Pflege- und Spital- 
kosten bei Mutterschaft zuruck (heute nur etwa 18 Prozent). Eine 
Krankenkasse mit vielen Kosten für die Mutterschaft muss also des- 
wegen ihre Pramien nicht erhbhen. 

Nicht versicherten Müttern in bescheidenen Verhaltnissen werden vier 
Funftel der Arzt-, Pflege- und Spitalkosten bezahlt. Damit werden Harte- 
fälle gemildert 

Argumente der Gegner 

Zwei verschiedene Komitees haben das Referendum ergriffen. 

Eine varwiegend In der Westschweiz aktive Arztegruppe begrbndet ihre 
ablehnende Haltung wie folgt: 

nEs ist Sache des Arztes zu beurteilen, ob eine Therapie angebracht ist. Mit 
dem neuen Gesetz könnten sich dre Krankenkassen in die Wahl der 
Behandlung einmischen. Sie könnten sich weigern, kostspielige Behandlun- 
gen zu übernehmen, von denen einige manchmal unumganglich sind. Das 
Arztgeheimnis wäre bei der Ubermrttlung des Dossiers an die Kranken- 
kassen nicht mehr gewährletstet. Die unabhängige Tatigkeit der Privatklini- 
ken wäre bedroht, denn die Behörden konnten ihre Ausstattung mit medizi- 
nischen Spitzeneinrichtungen beschränken. Die kantonalen Spitäler fielen 
unter Bundesaufsicht: Die Zuständigkeiten der Kantone würden beschnit- 
ten, obwohl ihre finanziellen Lasten stiegen. Unter dem Vorwand. die 
Gesundheitskosten zu begrenzen, würde das neue Gesetz die Qualität der 
medizinischen Versorgung verschlechtern und die Bürokratie vergrös- 
sern. )) 

Das andere Komitee, das vor allem aus gewerblichen Kreisen geb~ldet 
wird, macht folgende Argumente geltend: 

((Anstelle einer Eindammung der Gesundheitskosten verursacht die Ge- 
sctrcsrcvrs~on n ~ i t  der Einfuj~rur~g des sogenannten Mutterschaft.stagge1- 
des jälirlich Hurirlerre Millionen von Zusatrkostcn. Dieses neue Ohliuiitn- --.- 
r i u i  wird erneut mft Lohnsteuern finanziert. Die Geburtsgelder s x d  nicht 
nur kostsp~elig, sondern auch unsozial Gut Verdienende erhalten höhere 
Leistungen a/s Murter mit geringen Einkommen. Auch Nichterwerbstätige, 
selbst Bestsituierte erhalten Leistungen. 

Die Schweizer Famflie, die in guten Verhältnissen lebt, will sich die Geburt 
emes Kindes nicht staatl~ch subventionieren lassen. Es ist verfehlt dte 
Geburten auf gleiche Weise staatlich zu entschadigen wie den Militär- 
dienst, der eine staatliche Pflicht ist 

Dfe Krankenkassenbeiträge w d e n  nfcht bilcger Das Parlament hat denn 
auch bereits eine neue Revision verlangt. Dabei können die unbestritienen 
Neuerungen verwirklicht und die bereits heute bestehenden Leistungen für 
die Pflege von Mutter und Kind ausgebaut werden 



Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat halt diese Revision insbesondere flir notwendig, um 
die Kosten i m  Gesundheitswesen einzudämmen und den Mutter- 
schaftsschutz auszubauen. 

Kostensteigerung eindämmen 
Die Kostenexplosion im Gesundheitswesen führt zu grossen Belastun- 
gen der Versicherten. Sollen die Kosten und damit auch die Pramien 
nicht ins Unermessliche steigen, so müssen Einschrrtnkungen vorge- 
nommen werden. Die Arzte bewahren ihre Unabhangigkeit, die Kran- 
kenkassen sollen aber nicht für Unnötiges bezahlen mussen 

Ein fairer Kompromiss 
Das vorgeschlagene Gesetz ist ein fairer Kompromiss. Im Konflikt 
zwischen Freiheit der Medizin und tragbaren Kosten für die Versicher- 
ten wurde eine ausgeglichene und massvolle Losung gefunden Die 
Kantone, das Konkordat der Schweizerischen Krankenkassen und die 
Verbindung der Schweizer Arzte haben diese Neuerungen mitgestaltet. . Übertreibungen verhindern 
Die Krankenkassen werden weiterhin alles übernehmen, was fur die 
Erhaltung der Gesundheit nötig ist, Niemand muss Angst haben, dass 
ihm die Krankenkasse kostspielige, aber notwendige Behandlungen 
verunmdqlicht. Den da und dort festgestellten Ubertreibungen muss 

Einfache und bewährte Lösung 
Das Mutterschaftstaggeld soll im Rahmen der Erwerbsersatzordnung 
verwirklicht werden. Diese Losung ist administrativ einfach, denn sie 
beruht auf einem bewahrten Entschädigungssystem. Die Finanzierung 
wird von allen solidarisch mitgetragen. 

a Gerecht und sozial 
Der Vorwurf, die Revision sei unsozial, trifft nicht ZU, sonst wäre auch die 
AHV unsozial. Die neue Mutterschaftsversicherung beruht auf Solidari- 
tät: Wer mehr verdient, zahlt entsprechend mehr Beiträge, die Leistun- 
gen der Versicherung sind aber nach oben begrenzt. Man kann von den 
Gutsituierten nicht Beiträge verlangen und sie dann von den Versiche- 
rungsleistungen ausschliessen. Indem Nichterwerbstätige ebenfalls ein 
Taggeld erhalten, werden auch die Hausfrauen von finanziellen Sorgen 
bei Mutterschaft entlastet. 

u Keine Benachteiligung der Frau irn Betrieb 
Das Mutterschaftstaggeld führt zu keiner Benachteiligung der Frau auf 
dem Arbeitsmarkt, weil es durch Lohnprozente finanziert wird, die alle 
zahlen müssen. Für die einzelnen Betriebe spielt es deshalb keine Rolle, 
ob sie mehr Frauen oder Männer beschäftigen. 

jedoch  inh halt geboten werden 

r Genauere Auskünfte -- 

Schon heute besteht eine Auskunftspflicht der Ärzte gegenuber den Die Krankenversicherung und die Mutterschaftsversicherung hhngen 
Krankenkassen, Das geanderte Gesetz umschreibt aber diese Pflicht sachlich zusammen. Der Bundesrat und das Parlament empfehlen 
genauer, Die persdnlichkeitsrechte der versicherten werden gewahrt. den Stimmberechtigten, zur Revision Ja zu stimmen. 
h A ~ d ~ j n i ' ~ r h ~  Anoaben durfen nur dem Vertrauensarzt der Kasse mit- ,.."-.-. -- - ., 
n ~ t e i l t  werden. Dieser darf nur Angaben an die Kasse weiterleiten. die =- - -  - 
sie unbedingt braucht. 



Abstimmungstext Krankenversicherung 

Bundesgesetz 
über die Krankenversicherung 

Änderung vom 20. M ä r z  1987 

I 

Das Bundesgesetz vom 13. Juni 1911 über die Krunkenversiche~n$ wird wir 
folgt ge8ndert: 

Tlrel 

Bundesgesetz iiber die Kranken- urid Mutterschu~t$versicherung 
(KMVG) 

Ingrm F 

gestützt auf die Artikel 3hb11 und 34~""'~"" Abaulz 4 der Buiides- 
verrastung, 

Ärfdrp114i~ i'urr A~~~~ I ! i~che ! i  

I n  den Artikeln 27 Absatz I eweitcr Satz uiid 33 Ahdte I eirler 
Satz wird der Hinweis auf den ersten Titel gestrrchen. 

I n  den Artikeln 23 Absatz 1, 24 und 25 Absiltze I, 2 uiid 4 wird der 
Ausdruck «medizinische Hilispersoiien>i ersetzt diirch smedrzi- 
nisch-therapeutisches personal und Perseneti der spiinlexteriiCI~ 
Krankenpflegen. 

Erstes Kapitel: Grundsätze 

n z ~ e  und Der Bund fordert umer Mitwirkung der Kantoiie die Kranken- 
Ci#~~ l l . l "d  verslcherung. Er sorgt insbesondere durch Beitrtige darer, dass 

sich die Bevolkerung zu tragbaren Bedingungen versichern kann 
und dass die Lasten ausgewogen verteilt sind. 

'Die Krankenversicherung urni'asst auch dte Mutterschar&versi- 
cherung. 

' Die Krankenversicherung 191 unter Vorbehalt von Artikel 2 Irei- 
willig. 

Ar/. 2 Ranil~itel soiiie Abr. 4 

u Mii~btnu(tu '.Die Kantone beteiligen sich an den Beitdigen des Bundes und 
drr K.iirisna gewiihren eigene Beitrage rfir wirtschuftlich schwächere Versi- 

cherte, um deren finanzielle Belastung aus der Krankenversiche- 
rung zu vermindern. 

Zweites Kapitel: 
D ie  KrankenplIepeve~sicherimg und die freiwil l ige 
Krankengeldversicherung 

A Kriinkrn- ' Die Krunkenpflegeve~~icherung und die rreiwlllige Krankengeld- 
X I Z A A C ~  

versicherung nnch diesem Gesetz werden durch die anerkannten 
Krunkenkassen (Kassen) durchgeitihrt. 

' Die Kassen werden vom Bundesrat anerkunnt. wenn sle den An- 
forderungen dieses Gesetzes geniigen. Sie erhalten Beitrdge der 6f- 
r6iltlichcn Hfind. Im iibrigen richten sich die Kassen nuch ihrem 
Gutfinden ein. 

Ji"LSic köiineir irn Bereich der Krunkeii- uiid Mutterschuftsvt.rsi- 
cherung Zusatzversicherungen betreiben: diese s~nd  unabhangig 
von der Grundvenicherung zu finnnzieren. Die Kassen regeln 
diese Versicherungen und konnen dabei fdr die Aurnahme, den 
Anspruch auf Leistungen und die Abstufung der Mitgliederbei- 
tmge von diesm Gesetz abweichen, soweit es nicht ausdriieklich 
bestimmt. dass eine Vorschrift auch fur Zusatzvenisherungen gilE. 



AiY 5 Abc I 

J Jede iii der Schweiz wohtihul'le Perion, die d,is Renicir.ilier Ltw 
AHV noch nicht erreiEhi hdt. hut d&s Rechi, iii eine Kiishe eiitzu- 
treten, wen11 sie dia Aulmihmcbcdii~guii&en ertGIit. 

v r~iruin~riiaii~ Die Küa~en geilen ihren Mitgliedern eiiimiil iin Jahr schriftl?tl~ 
p-111Clit ibt mi[: 
Kusrcn 

a. welche Kranbenpllegeleistungen dem gesetzlichen M i n r r p w  
entsprechen: 

b. welche weitergeheiiden PflaeleMtungm sie in ihrer Gmird.' 
uersicherung eingmesehlossen hirben: 

c. wclcht Zusarzversichrrunpii sir: ~nbiereii  und wie hodi  
entsprechenden Beitriige sind. 

Al. 12 

i> V.%,CIP I Die Lei&tuiigen der Kriiiikeiipllcgevei~~iicIi~ruiig Ii.iIicn i~iinll** 
,""&,i~,\i,,,,~~t, 
I , stennr zu umfiis~cn: 

, ,  I. hei ambulanter Versorgung: 
4. dic Untenuehun$en und l i i i e  diiicli Cttiell 

Arzt: 
b. d ia  vgri einein Amt anp~artfnaeii tieilniiwei~diiiipcii tirzil 

pflegeleisturigen von in,ediziniach-the7apeutischhe~1~ I,"+ 
s ~ n a l  oder PI.WQII~~ der spiinlcxterilco K r ~ l i . k ~ l r ~ ~ l ~ ~ + J &  

C. dia Unter9uqhuagen und D..ehnndluizgen tittrcla iiß.1.~ 
Chiropraktor naCh Arlikel21 Absatz4;, 

d. die vor1 eiiiem A m  ve~<lrdi~eteii AmiiriniStlel ~ i i i d  A.%i:S$!- 
reii sowie die $i.e ggJsjndliir>g der Vct8iCl~crWli ci'kqii 
derliclieii. Mitial und G<-n6dindc. 

2. bei .tutio&rer \lenorgung: die Behündlungsgau$wlisle fur'die: 
allymcin,e Abte.j:lung und die Ti%rri Fiir besoirrte (iiagtI~s.ti2 

und [ll~veii[isch.e Leist~inp~i i  (Art. 22*"i1t'i~1'"); '40lh~1 
hii l.~eii bteibi Artiktl ?2**iw, Ahsiltil : 

3. ei.nen ~ u , + , ~ i ~ ~ ~ ~  (ur hdeku~e!+. dit? e h  /nzi ztir Wclia:lidl.iiit~ 
oder Na.chb&antiJii"g einer Kranklieii ;riigcatdns! .(iiil; 

4, heskiprnie Uil~ersiichungeit zur rritiyzeiriyaii EiatJc.ckiiii$ uo;it 
&rnnkhej(en sowie vorsgrLdFClic Mttshnahwll ziigriiisk?tl w:un, 
Versicher~en, die in eghöhlFiii Ma~~c~geiXhrdet  a i t id :  

5 ,  Mib3snahmen,&r oiedhinischsii Re:hgbilitation.. 

3 l>ie Lgj.s[un&en der Krankci~~i~@.$cv~rs.~cher,t~~ig riir B~liiir*Viit!- 
gCil drir& i-ilien &hitiirz[ t i i n f ~ ~ ~ ~ ~ i  die twin lXiirtdes,si;il i i i i l i < C  1k- 
zcichlycteri Igc)wndlungen nichi veniii?iklhur,e,r Erkiiinkiiii&c,oi iiild 
ihrer Fo)geseh'<ider> iin Kausyxiein, snwie. iiills IiibrfDr ksinc ril3: 

dero ve-ichcrulig aulkommcl die Il~ektitdltriig ui ik~i l~t~edi f l~ter 

Schädeii dra Kiiiisysiems. Absatz l Ziffur I isl ri~?iigeiiiI%s tsii- 

ivendbür. I 
' Die Leistungeii der Krankenpflegoversicheri~ttg lur die dnibu- 
Idiiie und stuiioiikire Versorgung wrrdeii zeitlich iiiibeschr2nki ge- 
w:ihrt. 

"Der Bunde$rai bestiinmt die VorausseLzungen, unter denen ein 
Deitrng lur Badekuren gewdhrt wird, sowie dessen Hohe und 
Dauer. 

'Der Bundesrat bezeichne1 n*ch Anhören der von ihm beatellren 
Fdchkominissionen die Leistungen der Krankenpflegeversicherung 
naher. Er schlierst neue oder bereits angewandte Untersuchungen 
oder Behandlungen nach Meihoden, deren Wirkung nicht wissen- 
schiiiilich nachgewiesen ist oder die unrweckinds5ig oder unwirt- 
schi~ldicli siiid, voii den Leistungen Uur Gdiir oder trilwrisc 
sihliessi der Bundesrat Lerstungen Tiir Untersuchungen oder Be- 
handlungen sus. die nicht mehr oder nur iioch teilweise aui  eine 
Krankheit gertchlei sind. 

Der Uuiide>r,tt erstellt ii.icli Aiihdreii der voii ihm besiellkeii Arz. 
neiiniltelkominisYori eine Liste der Arrnaiti~itrel, Anulysen, Mittel 
iirid Gcgenstande. welche die Kassen uberiiehmen niusaeii 
(Pflichllci~tuiigeii) sowie eine Liste &er Arztieiiniitel uiid Pr!ipo- 
rste, welche die Kassen nuch ireiwillig nicht Obernehmen durlen. 
Filr andere A~i ie i rn i t le l  dürfen die Kussen freiwillig hbchstcns 
deii hiilben Preis vergiiren. In  die Liste der Piiichtleistuiigen wer- 
den iiur Arzneimittel, Aiiiilyseii, Mii icl iiiid Gcgensignde vufgr- 
ttommeli. deren Wirkung nach wisse~~schartlichen Methqden nach- 
gewiesen ist und die zweckmiissig und wirlschnftlich sind. 

i i  hl.ii i lri~~~iil ' Die Kassen gewiihien die Leistunreii der rreiwill~eeit Krrinkpn- " . . . . ...*. ~. . .. 
~eidrersicl~eriiiig. wenn d ~ r  Versicherte niindesceivs zur Hälfte ar- 
beils~uiifLthig ist. Sie bestiiniiieii diis versichcrbiire Krdiikeiigeld. 
Dicses ist Tür e i i ie  oder nielirere Kriinkhritcn wiihrend weiii,g-tens 
720 Tagen iniierhtilh von 900 iiuTeirdnderl'olgenden Tagen zu ge- 
wshren. Wird fiir deii Anspruch uuf Kni~ikeiigeld efnc Warteliist 
vereinbart. währeiid welcher der Arbeilgcber zur Lohiifartzahlung 
verpflichtet ist. so kiinii die Mifidcsibezucsd~iuer des Krcinkennel- 

m- 

d e ~  uin diese Frist veikiirzi werden Filr die Miirterschaft gilt die 
Leistungsdauer n ~ c h  Artikel 14 Abs.iiz 6 
! U i c  Kr~i i ik~ngeldveis~char i i i i~ siclit .iucli iiicht errverbiititigeii 
Izermi?eii offcti. s ~ w e i l  ih~ien i i u ~  der Verirclieiurig voraussichUicIi 
kein Gewiiiii erwdchat 

' Kinder dürieii nichi Iiir Kninkenpeld versichert sein 
'1  Die Abudize IbLXuiid 2h". erngeftigl durch AVlG vorn 25 luni 1981, werden Ab- 

~ t z  und 2"'. 



.. &G,+.. 

J Hst der Versicherte .den Oesundlieiiysrliaden ubsiclitlich U ~ C S I  , 
grobfuhr18ssig, herbeigeführ1 d e r  verschlimiiiert oder liiii er trat 
Mahnunaen die Anordnungen des Arztes nicht IieSalgl, 'so l i i t i i i  

Fällen ganz verweipern. 

' Hat der Versicherte Iür  Angehdrige zu Sorgeil, di i r f  diis Kr&inkei?$2j 
geld ,)in höchstens die Hlilfte geki lni  wedcii. Wiilircrid Entwli& 
nungskureii unrer iirztliclier Koiitrolla darf es iiich4 vrrw,ei@*@ 
oder gekümt werden. 

A,ri, t2:w 11 

Ai~j~gkohrs  

A ~ , .  laer."cr 

i~tt...,~,,r~,,,,i,:,i, w i e  Kaste> erinBgflclieii deii m r  f(riitikrnl>flcge & z ~ w ~ ~ % I  
fit %t,,<t 
i~jl,,,,,,,t,, Mitgliedern eine Zusützversicheriing. welclie die Aiileiithaltslii:ib 
7.icruil- 
*<,$;2,1,<,',,,,@ 

schale o&ch Arrikel 22fim'"' A b s ~ t z  I übcrnimint. 13ie Leisliii?gc@ 
dieser Zusatzversicheruiig werdeii zeitlieli utihesclii-!iiikt gcwiil iri.~ 

': Die l i~si i inmungen dieses Gesetzes Über die /\i i l ' i i~il i i i ic i i i id d k  - 
'I 

IMitgliederbeitriige gelten sinngein#ss. I3ei eliier Erl iül i i in~, d$ 
Auienthnllspauschale diirf kein neuer Vorbeliall arigebritclii w e g  
den. 

'Die Aufen1hultspüuschale wird bai Krtiiikheit und bei Mi i i iep 
schaA aiisgerichtet. 

Ai [ ,  13 Rft~i</lirel, Abt 2 t!!id 3 

I .  2 Tm iibrigen sind bei stütuiengemijmr Kriiiikhritsaiizeige :iiYiljcl%' 
Behandlung und Arznei vorn Anfitng der Krankheit i~ii eu @ivÜlk 
reii. 

I ~q& I~$~be i i  

Arr, 14 Ahr 2 Z.(lf,' j Bsr r rirtd 2!(fj: ): ,stiii.ia Ab#. 4-7 

Oie L6isiurigen an die für Kr~inkeiil i l lcgc Versielicrleii iiithcii 
tibrrdieb zu umi'rissen: 

3 .  eiueii vom Uundesriii ~e~zu'~.etzaildtin tf~i.l.ri%JJ: 
C. aii die Kosteii der Piiege ver1 MUISCT tliid Kind zu 

Hause wahrend eiiler besehrUnktc)~ Zeit 11;idt d r r  Eiir- 
bindung. 

4. h3chstens vier K~~trol luntersi ichul igci i  wiihrciid der Scliwüii- 
berschan und eine Kontrolluntersuchu!i(: iniitrbalb voii ;icht 
Wocheii nüch der Niederkitnfl. 

V-ecsicliefleri. d i r  ihfc Ertveibal8tigkril ws-isigtr iils uchi Wo- 
chen vor ihrer Niederkuiift ganz odcr ieilweise aurgiht. d;wT der, 
w~egeri das venicherte Krti~ikengeld nicht heriibgesctzt \verden< 
D ie  Versicherie hüt nur Anspruch ciuf diis vrrsicherre Kriinkcn- 
geld, soreni sie keine Eesundbeitssch$dlichen rii i igkeiien vernch- 
[er. 

'Siillt die Versicherte ihr  Kind iutili~.cnJ ~ c h i i  Wo l i e i i  $iinx oder 
teilweise, gewiihrt i l i r  die Kusrr r in  Siillgeld. Der Ilundwritt setzt 
die Hähe des Stillgeldes fest. 

" Kbntrollaniersuchuiigen und Pfleyeleislun$$n, dir mit der Mut-  
terachnii zusr i i imenhi in~i i .  sind von1 ßegiiiii der Schwangerschaft 
ttn bis achi Wocheii nach der Niederktinft zu gewfihreii. Die Lei- 
stiiiigeti der Kri i i iket igeldve~ichrrui~ ewtreckeii sich i i u r  16 Wa- 
cheii. wovoii inindestsiis iiclit necli der Nicderkuiift liege11 inüsseii. 
Sie diirfeii iiiclit iiii die Lcisturigsdsurr bei Krtiikheit aiigerechnet 
wc7dcn i i i id s i i id  ituch niicli dercii Ersciiüpluiig zu yewnhren. 

' 1st eiiie Friiu nicht für Krunkenpfle.ge versickeit und erreich? ihr 
~inrccliriihares Eiiikani.inen und Veimögen eine vom I3undesrai 
lhsgai;rizte Höhe niclii, erlialt sie die Lcisliiiigcii bei Mutierschort, 
wei;ii ri,e bei ihrer Nicderkunii ohne Unterbrechung reit niindc- 
stciis 370 Tilge11 iii der Schweiz Waliiisitz liatte. Sie er l i i l l i  vier - 
Fiiniiel der Miiidestleistungen, a u i d i s  eiiie versicherte Frau An- 
spruch hat. Die Friiu kann den Aiicpruch gegen eine angemessene 
Grbi i l i r  bei jeder Kiisse ihres Woliiiories geltend niachen. D ie  Ta- 
rife. Leistuii~ii i ir: ltze und Verbhreiisrepeln der betreffeilden 
Ktisse sind anwendbar. 

I .  X .  Die Kiissen sind verpfliditei. den Versichertet1 im Krankheitsfull 
i ~ ~ t ~ i i i ~ , ~ ~  

iiiii; Kosreiiheieiligung in Form ciiics lesicn J;ihresbetriiges (JaIi- 
rcsl'rniicliia,cI u i id  eiiier prozerituiilcii Seibathel>rilies ;iiifzuerle,geit. 

Dei I lu i ide~r i i l  setzt die Jrlireslritiicliisc i i ~ i d  der1 Hochstbetrtig 
des Sclb~tbehrlies fest. E r  k.irin diese ßetiige i~: icl i  de:i wirtsch:tft- 
Iiclien Verlidltnisheii der Vei~iclierteii ithstufeii wild p;iist sie perio- 
di%h der Lohii- und Preiseiitwickluiig sawie der Kostenentwick- 
luiig 111 dur Krankenveisicheit~iig .IIL 

FFür die Ko81eiiheleiligung gelteil iiisbegandere dla ol,gciiden 
Gruntisiiixc: 

11. sic is t  i ü r  heidr Geuchlechicr gleicli: 
h. der Selbclbehalt betragt bis zu eitlen1 jrilirlicheii H@ch&rbetmg 

20 Prozciii d.er bi4; Lühr~sErilpcQs$ .$&&gi"gendeii Krunken- 
pfieg,ekoste%? 



C. Fijr Kinder gilt die H u l k  der Jahresli,incliise iiiid dt5 
Hochstbetrages: 

d. die Kosienbeteiliguug ftlr Kinder einer Eaiiiilie, welch& bei 
der gleichen Kasse versichert sind, dari iii$geasmt den Voiii 
Bundesrat festgesetwen Huilistbetrag der Kosteiibeieiliguiig 
eines Erwachsenen nicht iIberschreiien 

' Keine Koetenbeteiligung ddri erhobati wsrdeii: 
11. bei Varsorgeuiiiersuchungn ßiid Koi i t ro l~ i i i ; i rs i ia l i~~ie~~.  
b. du i  den LeiStungen bei Muttersrhiiil 

' Der Bundesrat kann fur besttmmte Leistungen eirie Iidhere Ku- 
stenbeteilrgung varsehen. Er kann i3r Diiuerbehandluiigen sowie 
lur Behandlungen scliwerer bbertrligbbrer KtsinklieiLeii dla &U. 

steiibereilrgung herabscrzeii oder uufhebeti. Er kaiin K,issari riii 
Versicherurigsmadelle, bei welchen sich die Erhebung voii Frrrri 
chise und Selbstbehalt als iiichi iiiiiwendbar ei.weist, giinz oder tbil 
weise ddvon beireien. 

' die  Kassen kaoneii eine Ver$iclieruiig niit wiiiilb;i,rer J~iI~zvSirtrn- 
chise aiihieten. die den S-bslbehnlt ciiischliessi uii<l hSlicr i.s:i,;il:, 
die KbslrnhcEeiligii~ig nach Abrotz 1. l>ic K~LIS@IT liiheii e l i C  ICu- 
s1e.n dieser Versicheruii&ssrt ii, h e r  12eeiintlng gesniidrri zu erPas- 
srn. Die pr i i rp i~ ist aiigemessen EU seduriereii. Der 8ui>de&rut Lkpt 
die Beträge der ivihlbareii Jahiesrriii~chise rest. Oie Kuszeii mEelii 
den Wechsel von der einen Art der Kosteiibeieiliyung w r  iiiiderii; 
siedwrien den Übert.ri(i in die Versicherurig mit der Kost:iibckoJii- 
gung nuCh Absiitz 1 äis i u  fi!iir Jahren iiufscliiebeii. 

' Die Tur die Kniiikenversicheruiigslei~lun~en niiissgirbeiiden T:I 
rire gelten auch rur die von fiert Versichert$ii in1 Rttliiiieii der Ko- 
stenbeteiligung zu uberiiehmeiiden Lrisiungeti. 

' Die Karscn siiid beiugt. mil Arsen Verii;ige ~ ~ h ~ u s c l i l i c s r ~ i .  111 

weleheir eiii Beitritisrcchr anderer Ärzte aubgeschlassen wiid, 
wenn in1 Tarigkeirsgebiel der Kasse gleichzeitig mindesieiir eine 
zus;itzliahe llaritnrdnuiig besteht. fiir die ddv Beitrittsrecht der 
ilrzte in1 Siiine von Absatz 1 gilt 

Au I 8  

ii vhri~.iiiun+ Die Ko8sen bestallen nuoh knlißreii def kankoiialen Amteg~ei i -  
,l*ltl sctiarten Vertraueusarue, die insbesondere dre Zwgckmkssqkeit 

uiid Wirtsehartiichkeit d t r  i+ehi!idlung zu kontibllieren hubeii. 
Bestreitet ern Atz< &der eiw hrzteorgiinisution dzis Reiht e i t m  

Arztes, 'ils Verlriiueirs.irzt einer Ku6.e 1JI1ß zu Tein. so i r i  Arti- 
kel X4 siniipemrtss anweiidbar. 

!Ärzte, Apatlieker, Chiroprxkioien. Hebammen, medieinisch-the- 
rdpcuti9ebes Ptssonal, *PerhOnen der spitxle%iernen Krznkenpllege, 
Labordtorien und Reilsnsialten missen deii ~ e r t r r i u e i ü ~ ~ t e ~ i  die 
notwendrgen Angaben machen. 

' Die Vertrnuensnrzte gebeii deii zurtlii~digen Vrrwaltung%tellen 
der Kassen diejenigen Anpben weiter. die notwendig sind, uni 
inshondere einen Vorbeliult a~iztibriiigcn. die Leistungeil festrii- 
serzen @der die Witcschekliehkeil der khandluog zu tiberprufen. 
%.der Berichtemtaitung i in die Kassen waliren sie die Rfsönlich- 
keiterechte der Wersieherlen. 

' ~ I P  eidgeiibssiwlien D~chverbsnde der Arzte und Kiissen regeln 
die Dekuiiirtgxbe wwie dir Stellung der Verrrauensiiccte der Kds- 
seii. KEiiincn 6t t  GCh iiicht eiiiigeti. Sn iegvll der Il~itideirut LIIC 
E~nzelhciien. 

A I [  

I I I Der Versicherte küiin iiiiter den iiilhndischen Heilaiislalten. die 
lllllllltllll IQr die Belisndluiig seiner Krankheil geeignet sind, frei wilhlen 
1!11t\1111 Ais Heilaiislalten gelten Anstal!en oder Abteilungen, die der 5t.i- 

liondred Behnndlung von Kranken dienen. ausreichende iintliche 
Betreuung gewahrleisten, das erforderliche iachgemaü iiusgebil- 
dere Pfle~epersonal haben und dber zweckentsprechende inedizi- 
nische Einrichtuiigen veriugen Nicht als Heiliinstiilien gelieii Aii- 
stallen. bei denen nicht die Behaiidlung, sondern die Pnege in1 
Vord~rgruiid sLeht. 

Begibt sich der Vcrsicherte an Beinein Wohimrt, in dessen Umge- 
bung oder aus medizinrschen Gründen anderswo in eine Heilan- 
stalt, die Mitglieder von Kassen nach diesem Gesetz behandelt, 
Ubeminunt die Kasse die in dieser Heilmistilt f i i r  deii Versicherten 
geltende Behandlungspauschale, 

' liegibl sich der Vcrsiclierte iii eine Heil,~iisi.ilt. ohne ddv die Aii- 
forderuiigeii i ircli Absatz2 erlullt siiid, iibeiiiiiniiii dir Kase die 
Iichdi~dlungsp,iusch;ile deqeiiigen eiitspreclieadcii Heilatistdll. die 
dein Wohnort des Versicheitcn .in1 ii~ielistrii liegt uiid MilglledC~ 
von Kassen nach diesen1 Gesetz behaiidelt 



lVei.«ril,iici der Ami eiris i3udciiur, k;inn dei Vemichqilc,«i?&cr den 
a+rerkiioiitcn Heilb.itidtrii rrej vi!@icri. 11cr Rw,ii,dB'iI'ni 8 i n r ; c l i ~ ~ i h ~  
d i e  Vorxusnu@ui@en. denen H~ i lb i idar  Riiisiclitlieh i intf ichcr -L-+- 
ibii,g,, Heilu'nwendungen urid Hpi,l\q,ii~sgr z i i  priiO&eil tbiihcii. 1 3 ~ s  
t3epa~lrmeni des Ii incrn ;iv&eriiit die ~ e i l w d c r . '  

i Dis M~l i i to i i t  erstrlleii t iürh A i ihö~e i i  der t~elc.~~y@.i i  eiiip i ~ ~ h  
KIIIB@erini grg\i&erie Liste $#F k@lpii~*iBi~lic,n iJim+ Gdbieirs: iltir 
hc.i ~uren tha l t 'der  Vers1,sheneii in eiiier Iiellnnstrtli get:ix& dJis<r 
Liste w i r d  d i t  a ~ a ~ c  lei*tuisspfli'clriig., 

[)ie # i i , l~ i~ i ie  könne11 &r-jl ir .G$hiei n~rrtsindliclii? PP;ului~gCil ksi- 
'I e,gSii i 

ii. zpi. Sichei.;iellu@g eiiycr b&ir~~g+'r.eck~iilrrn Gpiralvorwr&itng 
uii(rr Eiiiheuig der iItiriilexfmaren Krankcnpf%&c l ind tlu 

Pflege in Heitnan und 6irsialieii; 
b. d i r  V~gsorgung mir L-tspicl'ig~ii nzediairii~~Ibkccliii~'ich~11 

Eifirirhfui~~:8ri Im  Isigtiön4i~etl und  üiiilnihinicii i?ewicli' 
Kliaiikei) iiii~ ,priwiiien Tri i@,er~ir i i i ter i  sii id angwgpsrcri i« diew 
Piniiwrtgrn ejiizubeziehen. D ie  I l .m$ i i  sind iiur leistiin&<pCihliiiij,,, 
soTerir d;,e Leislungserbriivgpr diesgir Pliiiiui)&e:eii diiispi'~.C~lcii.. 

'1)ar &iii~ddsrai beo4%mr riech Anh6reii d<?r i)etrilib.tsn iliici- Art 
und Htihe der Rüss twt t i s i~n~?n bri ciiiem pirniell'm~ Aunnlhtil ' t i n  
bncs Heilsi>st;ilt. Bri A&Fn(hall i,n A ~ ~ ~ f i i l ~ I ~ i i  und Heimen, die 
l h e  l~$asseii .meiiie,ini$ch Mtreuen, *her %dne Hei'~u~~~ri<rsiültcii sind. 
.Irttbrn djc Ksssrndie gleicheil. kkiun&eien wje h ~ i  umbukrnl#t I>e- 
hur&lung (Ar$+ 12 Ab* 'I ZJ@. L )  zu gew';i%reii, Die K,lS$n kannen 
nlil d w  Attsfnli ,#der dem Heim eine ptturrhüle Weqlirung verein- 
buren. 

AI./. 2, khsS I :iireiPLv Surz. A11.v. J :iiviI.ei: S#i1r1 A l # .  S i i i ,rircr .Sfii: 
,~p4c dI>,t, 6 ikrrE 7 

t ... [>je liesiiinii>uiigeo rßr Ämtq ,gcl i~i i ,  IV?SblR iliCf>~'i i in tkrbs Y~IV- 

Aesi]ice ist. sinogein&rs riuch Iür Zait~idrrtc, &C L#~s iu i~ge i l  iiirch 
A r i i k l  IT KBsiiiz 2 erhriligeii. 

4 ... 'Die Auihel I5 A&>ia I. 18 Absuit I uird 3 w\VIC I 7  Ab$:ilz I 
.&elicn siniLtnr9ss. 

C... p i e  kr i ike l  15 A'$,~rrti I, Iß Al,s;ifz i und 3 tiowir 17 Ahy~<iz I 
yclien siti:t$fini~i~bss. 

b r  i iundirr$i i  frllisrt nitcb Aiihö'm.11 deis K.iii?~uri~$ rrnd dcr. i i lrci- 
e*SiCrirn argani~~tta, i icn NofsliriTtcn liber die Zwt;is-siiilg rriirl dcii 
Ti&igk@t&rrich 4- sei&st$ii~dib wild n iw~ l l >s t iM ig  tiici:wii niedi- 
~nisch.z-tbrntpe~iiise&cn bniat i i i ls tliit Eiitbcl%C&~$s der l'c~soiicii tisr 

sliir;ilenierneii .Ki;iiikeiilillc~e iirid von L;il>or;ilorieii niit eiiiciii 
wissiiischtiftlich ~iusgebildeien Lviter. ivelclic Aii;tlyseii diircliIiili- 
rei,. Sireiigere kaiiioiiüle Vorschrilteii bleibe11 v»rbeli;ilren. Die Ar- 
tikel 15 Absaiz I, I6  A b w z  i und J sowie 17 Absalz I gellen siiiii- 
gciii:iss. 

' Der U~iiidesi-iir k;rn!i Iür  Aritilyscri vori Ärzicii, L;ihoratoricii iirid 
Apoihekern. die riir die Kr;iiiken~~ersichcriing istig siiid. sysreiniiii- 
sche wisseiisch;illlichr Konirollen vorseben. 

/Ir.r. 22 Abr. 3 driirrr Srtr: 

' ... Die Veririigc bediirieri der G~i iehi i i igu i ig  der Ktinionsregie 
riiiig: dicse prüft. ab die vereit~biirien T;i.ren lind die iihrigeri Ver- 
tr,igsbcsiiininunge~i inii dem Cesriz und deiii Gebot der Wiri- 
sc1i:iiilichkeii uiid ßilligkeil iii Eiiikliiiig slel~eri. 

Ar!. R~t i i i l i i r r l  i i i id Ab.7. 7 :ii,cirt~i. i irid dr;irc,r Snc 

. I ' ... Uer Aizi  Iiiii iii der Kiaiikeiipllcge- i i i id Kr;iiikeiigeldversiche- 
,~,,,:,*i,ct,*,, 
lg l , , , ,g,  ruiig dem Hoiiar~inchuldi ier alle Angabcir zu inachen, die fiir die 
i , .  1111 

,ilgi>iii<~iiirii Fesisetzuiig der Leisruiigeii und fi ir die Überprüriiiig der Wirt- 
schiifilichkeii der ßeh&iidlung notwendig sind. D ~ z u  gehören ins- 
besondere Angziben über die Di;$gilose soivie über die Uiiiersu- 
chuiigeii ui id Uehuiidluiigeii und die D~~ te i i .  ;in denen sie vorbe- 
iiommen wurden. (>er Arzt isl bercchligi und auf Verlangen des 
Versicherten verpllichtei. die niedizinischen Angaben nur dem 
Vertraiiensurzi der Kasse bektiiiiilziigebeii. 

ii ,\i~.i.-ic I>cr Hiiiidcsr;ii seizi iiiicli Aiiliörcii der Ileieiligieii die Vergiiitiii- 
I.,~IIc Ili, . I ~ I , I I ~ I .  , , , . geii aii die Apoilieker für ihre Leistuiigeii. die Vergiiiuiigen fiir die 
(~,l,gc,j voii L;ibor;itorieti vorgciioinmeneii Antilyöen sowic die Vergiilun- 

geil fiii- die von dcii Knsseii zu ühernchiiictideii Mi i ic l  und Gegen- 
siiiiide Ies i .  Dir Vergüiungen für Lrisi i i~igen i i i id Aii;ilyseri köiiiieii 
durcii Vertrag und iin vertragslosen Zusiiiiid durch die Kiinionsre. 
&i r i i i i ig  uii i Iiöclisiens 10 Prozeni erhölii oder geseriki werden. 

? 11;~ T. .irile ' .  Tiir ,. die Leisliirigeri dcr Cliirul>riik~orcn. I-1cb;iiiiiiieii. 
~ l c r  iiietliciiiisch-iher;ilieiiiisciieii i'ersoii;ils i i i id I'erso~icii der spi- 
i;ilcrleriien Kriinkriipflcge sowir fiir ;imbitlsiiie 1leh;indliingeii der 
Heilniistiilitn werden iii Verifiigeir mit den K;issrn festgeselzi. 
Kommt kein Verirtig zusiiinde, besriniiiir die Kanioiisi-egieriiiig 
11;ich Anhören dcr Ileieiligieii die T;irife. 

/- 



I>;*. V&tir5%+ der Kfi$r:ki iiiii Apashok.eni, ~lii~wpfii.b.l.srcri, 1% 
biijnilien, mcdisii.>ircli.!hcr;i~~'~~iiscIiem Pei"ioixri1, I'e~oiicir der S@ 
ra l . r i i ep i i  #ninky»pWq.e. Liit>üyri~ui+eii ~iisd tirilii tt8tiilleii h@di)lr- 
lkit der Ceiichniigui?g der Küi1(81isi&girruiig. VeiccLIpr. dir iii ;der 

'Binacn Sehwei.8 gOliig sind. hcdiiifeii dhr~@$tlchliii&un&, den ~LUD; 
desrsiee.. Dir W n ~ h r n ~ i ~ u n b h d e  prüll. uh  d ie  vei-eiik11.iirctW 

.Trireri und 4ie ühiigeli V e c i s ~ ~ L w s ~ i ~ ~ i ~ i i u ~ ~ g e ~ i  iiiii tkrii G q z S  
ulid d m ,  @bei der M ~ h a f r l i c l ~ k e i i  und ßilligksii iii EinlCIc11Ee 
sihed.  
* Artiliel 22prS Absitz 7 gilt sir~igcm8si. Der V'e,rsiclisric kuiin v,?P 
Ifitig=nn rkd.s$ Ihm der Apglhekei erst triccb A~sChluss der Beh@iia- 
lu.~g, s@(g&ens .&cr drei Moniile nru.& '@m erzreli @&k~lh*% 
reriberiig. Reoh&u&g qtcllt. 

R,,.~. d~vr,irruirie# 

iii. Y ~ G I L ~ X ~ W  I Die Belia.i idluiiyr~uxXh~iiI~ (An. I2 Abs. I ZiCS. 2) deckt Iib@!b 
d t h  l l ~ i ~ ~ ~ ~ s i ~ ~ i ~ ~  , ,  , , slens 60 Proreiit der Betrieb,~kvslen der Hejlaiisiiil't jc f>uiieiii iIir 
1. I 1  ullgemeine Ahieilun& 
pilludlitld 

: RIj der &ere~hnuii8 dieser Uclri&sko&i:eir werdcii ilicill här4~k.z 
sichtig!: 

a. dir Aufwendwiigcn für Lehrr uiid FßrsCliiin,&': 
b. gru,ndy8&lich. g+ic lnve~titinti~kosleii bei H~il;mslalLoi, drraii 

Traber &rfendiohe X&qmrrChalIen sind oder dir ?ii\ 8Treiitl.i- 
~ h e n  Iiite~e3se hherrieben werden. 

1 $1~111 die fieiliin$tali Tür besoiidere Lei,stoirgca , g e s d ~ ~ t  B C ~ G I Y *  
fiyung, dorren die Kosten Rir diese Lrisluiigei? bei der Fesil@gii.»g 
$er Behundl\inapruschule nichi bcrücPsichiigc werden: dC i i  R . 5 8 ~  

sch dfirfeai f L i ?  diese Leis!uiryen höehsiens 68 Pioreii( dcr Kospri 
i n  Rechnung ges+elll werdsii. 
.' Die KUSSER und die Hpiluitstnitr~l a'iaci, dir 1 2 r l i ~ i ~ . d l u i r ~ s ~ u -  
sch~ile uiitl die f i x e i l  für hesoiidere Leisiirrigcii iii eiiiciii Yc~,K$~.JB 
lest. Der Vertrag bedarf der Geirchrnigi<ng der KuiitoazRgicrtil@ 
Sie würt, ob &V Yerirag mit dcni Gesetz wird dcni Cjegol 8tq 
wirtrchnfilicllkeit und Billigkril 111 Eiiiklüirg slrhi. ~~illl iri 'kch 
Yeriv;ig zust;iiide. setz1 die Kaiitonsiryitruizg fiii' ific Hcil;insr;illch, 
d.ir M , i ~ ~ [ i & ~ i .  VQW Knrseii nach dic.ic.111 Gesetz bchrrri~lc.li?, ir;x&!> 
Anhßrai der j)efejligieil dic Ilcliiindliit~$sl>i~~~schiiIf ihi. bi,r!i- 
kql zlhi* Abs<ilz 7 gilt siiinyeiiiiiss. 
5 Hcilsng[illti.ii crilui[$clrt illir Kr>ricii iind erl':bs.;cii illre \.Ci. 
si:tiqpii rnic{l ~ i l i l ~ c i ~ I i F l i ~ r  WlctIv~dr. XJ* llilirt!ii liiczii cilw KklhiqPl~ 
gellelireehnuiiy uiid eiiir ~eisrui~~ss;uiuiik, 13ie Kiiiiloiisrc&iert~iig 
und die Kaweii käiin,ci% die Rrch»riiig uitd d ie  Uiiterlirgcii eiilsc- 
heii. 

Fiii- Vkrsicherie, die 11iciii im Kiiiiion wohnrn. i r i  dem sich die 
Heii~!ii.siiili hefind,cl, kariri eine hi>hrre ßeli;~iidliiiigapa:~ricIi~~le resr- 
geselil werden. Diese dürf uMer Ei&i.w)~l!iss dar AuTenth;ilts~,;iii. 
schiile und eiiior gasniiderten Rechiiuiig I'iir beswiidere L&i:sttingcii 
Ii,öchs(eiis die volleti ß~triebskosreri je Piiticiil riir die iilly.tnieiiic 
Ableiluiig. debkeii. 

A,l. 223*''e" 

' Voii der U~h~ndlungip~it~6ischJle wird dein Veisicherteii ein vom 
ßundesrui feslgeserzter Betrag als Aufenthallspiluschale in Rech- 
nung gestellt. Die Aufenthlilopduschale kann diireh eine ZUSU~L- 
veisicherung abgedeckt werden (Art. II'J'L*c3. 

' M i i  der Urhoiidluiigs- und der diirlii eiiigeachloaseiir~i Airlrii<. 
hiilispdurehiile sind fdr die iillgemeine Abteilung nite Anspruehr 
der HeiEdnstali iihgegnlten: voihehu1ieii hieiheii die besoiidereii 
Leistuiigen nuch Artikel 22ql'ln4"lr' Abmiz 3 

iv i ~ t i t i r m r i t < t ~  I D n  Bunde~riit k m n  Gruiid~;ltl<: lilt eine beirirb~wirisch~fcIiche 
ruli* ~"i l  ku<ir 
dir,i,ii,4,, ,I*, Uerechniing uiid sdchgerechte Struktur der Tiirife fiir 'imbulunle 
r d u  ßchnndllii~gcn tiuisiellen. Er sorgt Siir die Koordiiiuiion mit den 

T;irlrord~iuiigei? aiidrrnr Sazidlveuicherungszweige 

' Er kunn fur bwtinmie Leistungen oder Ileliaridlunge~i, inshoon- 
dere ltir teelinrwh-,ippürdiivc Lei$iuiigen. Rirhtssize aufstellen. 
Ftir die Leistuiieen bei Muttcrschiift kunn er HOchrt- und Rickt- 
siiize .~urstrlleii. 

T r  katiii I%r.tiichsvergLricke i-uisclico Heiliinsciilcsii ;inordncir. 
'f3ie Kürita~re tirid dic Hcil;iirst;ilieii mR6scii &!Tür die iiotwendigeii 
Unrerlivgwi liel%rii. 

* Ilir Al>siiizc? und 3 sind iiur a i i r  Kaiiiane :iriwendh;ir, d i , ~  kai- 
Rem regioniilen oder pe~i~imtiiinlr;clrweizerische.i~ Koiikordüc b e i ~ i r e -  
leh silld. welches diese Frngen zii rrgeiii I iat. 

I Gegrii die Erl;isae ui1d kntschcide der K:~rtionsrc.giriiiiig iisch 
lnitt deii Ailikclii ?2-Z?'~""'~"'Y* Lliii~i I%CSCII\VP~<~C .I!: dmi H i i n d e ~ i . ~ ~  CF- 

Iinbcii wetdeii 

' Gtpcii Si~i~cl ic idc d e r  K;iiiioii%ieyiei~:it~g ~i.icli Arfikel Il)h" At) 
siitz5 kdrin Reschwerde lfrr d~ is  Eiügeiibii~<che Venicheruiiga~- 
richt erhdben wcidee 



Atr. 23 i tr~~iclr?td %owtt Ahl. 1 :i~cile~ Suf: !~frr/ 2 

\,I w,~,.~,++(~. 1 .  l>ie Kassen koniieri ihr Leistun&en. dic Ülwr dieiea Wish hiil- 
uusgthen, ihre Vergiituiigen von diesen Persoiieii oder Eiiirichrun- 
gen zuruckbrdern. 

1 Dem Versicherien ist eine detuillierte Rechriuag ,zuzu-lelleil, so- 
lern ihm die itotwendigen Doien nicht bereits im Lcitpoi%ki, zii 
dem die Leistunp erbrncht wird. schrirllich iniigqrbCii werdrri. 
Der Bundesrat umschreibt die Aiigüben, die iii der Rechilun~, eilt- 
halten sein müssen. 

AI,. 2.5 Abr. J os ie i  Slrrz irirt/ dh" 
1 Das 3&iedsgericht iprt auch zust&ndig, wenn das Honorar voiii 
Versicherten geschuldet wird, unabhängig davon, ob die Forde- 
rung ihren Rcohisgrund im aiFentlichen Recht. i m  I'nviilrcchi odcr 
in einer Tarifv.Weinbarung hat. ... 
lim Kanlone kriniim die AuT&,ibrti des S c l i i c d ~ ~ ~ i i ~ h i ~ i  dciil 
kjntanulen V~rsicherungsgerieht dbzrttageil. i I t r i e <  wild durdi 
eincii Vertreter der Beteiligten ergnmi 

Arr. 26 A ~ Y ,  1 ,  J. 3&{,' itiid J 

I Den Yeti\&erren darr auu der Vierskliifriing kein Gewii~n CI-. 

qachscn. Der Rundesrat umschreibtim elrrrelnrp. '.rv;iiin ein Veiai. 
~herung~ggwinn vorliegt; er berücksichtigt iinrnciitiicb bei Penn- 
iien, d i e  eineil Haushult Iühren, und bei Selb~latidigcrwrrb.riiden 
iiuch die AuSYendungeii für eine Erstitrkrell. 

'Siird "eben Kassen aiidcre Versicheruiigsi~ger oder ÖTTentliche 
G,esundh&tS,dienste Lpistungspllichdg, gewtiRreii die Kiissoi~ ihl:e 
Leistun.gen höchstens soweil d~mVersiclienca unter L3erücksiclili- 
giiiig dar anderen Leistungeii kein Gclviiiii env:iclisi. 

""" Beiindet siCh ein Versichertilr. der eine Reiiie der AHV. der 111- 

+nlidrtiuer$iche~iiiig. dr r  ahligatorisclien Urifirllw3iiclrcruiig «tlcr 
der Milirarvergicherutig hezielit, keinen cigciicn tii iuilti i l i i i i i iri 
und keine wpiiereri Pe,rsonen zu iinteratiiLmn hat, ol1,iie wcsciUli- 
chen Uiiterbnich I : i i ig~~ als seelts M<)II!I~P i i ~  eiia~r ~t ie i l i i i~s~i l t .  SU 

koiilieii die Lejsiuiigci~ der Kusre fiir die Ihrck.itii'& :du  Aiil'~i1I- 
~~~lt~v~~w&if i  rtnd ;illeiii'alls der ncli;ind[iriiyli:ii~scItiii? rerliiricii 
werdni. Dem Versichcrteii in i in  jrdncli in jedcrii b i l l e  von clcr 
Rente ein ili~genirsseiier H e t ~ i g  für d i r  prrsdi~iitliCii Iicclili~c'iiissu 
qerh\cibcit Il~iildcsnit setz! die Mitrdcsclriilr@ di.esc$ I3c i r i i fo  
rest. 

4 Der Ruridesnii regelt d i i ,~ Yqhiilinis der Kr:~iikriiversielicci~~ig zu 
&ii übrigen Sozialversichrririigeit, ii>shesoiiders in berug a i i t  

IX. \,"rdl<f,, 
iriii dir 
niitrkenrtiiit$. 
Neu< 
,\',>V,~~C,!,,>,>>~ 

ii dra Vorlrisiungapilidit (ur Pllegeleiatungcii irnd Taggeldcr 
uiid die niichtmgltche Ubernahrnr der zum voraui erbrachten 
Leistungen: 

b. dfe gegenseirige Meldepflicht uber die Fes~serzung und An- 
deruiig der Leistungen. 

C die Ahgreiizuiig der Leistiingspllicht beim Zu~iimiiieiitrefTeii 
von U i i r ~ l I  und Krdiikhait; 

d. das Beschwerderechi der Kasseiigegen Veri'ilguiigen .ius den1 
Bereich einer anderen Soziwlversichemirg. 

A w JO'" 

G e e n  dke Enlscheide der k.inlondieii Schiedx~:erichte und Vecii- 
cherutigsgertchle k.iflo beim Eid&!iioasischen Versicherungogericht 
Verwttltutigrgerifhisbesch\verde riish dein Buiidehgeseta iiber dir 
Organir~i ioi i  der Iiuridesi~ech~ip!"iege erhoheii tuerden. 

Ai1 32 

Die K:issen treteri bt5 zur Hbhe ihrer Leisriingen in dfe Anspruche 
des Versiclierten gebenliber eiiieni heftpllirlitigen Driiien ein. nie 
Artikel 41-44 des Bundesgesetzes über die Unhllvenicherung 
(UVC) gclicfi sinrrgein!trr. 

A r l ~  J.? Ruricl(tte/ r~i,Ed Ahs. I 

'Der ßiindcsrui Obt die Aiiisicht iiber dre Uurchfiihrung dieses 
Gmetzes aus und sorgt Pur dessen einheitliche Atiwenduiig Er er- 
teilt zu dierem Zwecke det~ Kisren Weisuiigen. ii~sbesandere Ober 
die Org,inisntioii und Ge+chäftsfiihruiig, die Rechnai?gsführung, 
die Anliiee des Vermbgsns. die llilaiizierung, die K~ntrollsielle 8 ~ -  

wie iiber Mdssnshmen im Hiribliek iiur die finanzielle Sicherhett 
und die klare Ausscheidung der riiirelnen Versicheningsarien. 
Iiis-besondere soileii jene Kasten. weiche auf die Krnnkenpfle&. 
Gruiidvei~ichrtung entl~~llen, iiurgewicren wer4en 

Art 34 Rrrrrdtilel 

&/I. 3-7 

' Der I3iiiid &cwdlirt dcii K.I%&EII i r l  d ~ r  K I ; I ~ ~ ~ c I J ~ I ~ c ~ c v ~ ~ ~ ~ c I ~ c ~ ~ I ~ I ~  
I;ihrLich eiiicii Ueiiiag zur Erleichtcruiig eir iei ,iusgewogeneri L.,- 
rterivprierlung uiiier den Mitgli~deri i  Urr  B c i i r q  dn die einzelrie 
K.is\e beini\d sich iizich dcr Z.ihl der vcidcliertrn Mirgltedrr, die 
ciiie Keiitc der IV otler ciiie kltrt+mnte der AHV hezietieri, 

'Der ßeitrdg i i ir  etneri Versicht74m. der eitre iV-Rente bezieht, ist 
doppelt so hoch wie der tteitrng fbr elneli Alitrhrentner der AHV. 



dtl. $3 

.,* gliirNiy m, 1 &r &.nä )-$vi{hr! &n Il;issen in dw ~k@kef i~~e$r?~~%%~>@?l~i& 
XiuJci- 1 i n  1 2 6  1 8 I $F 

end*., && ,Is;~y&pr geE.tten t>er$i%?herVe gqin v~j!g,rjdrL*ll I'&-&J- 
kenjithr,. 
r &ng fi,&~&i:m3nt fcr,)t.r Qir ~ j ~ , ~ l j & ~ t h & i r s & e  die:* K~giiifim- 
pnEBPV~i&er~rng r@ ms d&ro uird die .Fbfget~$r*> KirWtrr W.t~*,i 

p&li,p; &&&f yci$en .Veatch,erre wtrecr 25 hhlrh @ ii0.a 
&ubif&n&, btgrtrtw sind, mift<erü&krlßhii&. . 

I I ' Oie. Au,%&ndun~,@ !d% ßunses naob -den &fikln!&. 31 &k- 
&18n4e~%w<i6&, uita r w i i d  JTif* ,*erden irr der .%a~&te,mhvfl& zasminan uod be- 

POI~~WS ,aW&we%w. Per Bua6 v$kW dic Aufwr&uttgen urrd 
P&rni,em k, d h  im \tor@p3~&$an&m &alettdefjaabErre~u$&n- 
9% sird. 
' Die Rake btr iibrisn pht l i&n h i t r # p  d , a ~  Duadec und ag 
h,hfkr.ben&tj~fien Kredit*' wden us~er 8eyDvk,@cbtigung. d$r iCo- 
~len,m~&:iw!dung in der Kra,nkenp.fle@versicheru~ .&U& eiufa- 
'*Q Eunda5besdhtu.s drpf Jdh.m Qag@setzt. 

I .  I ' ßte  Knntonc beleilipcn sich ZL 50 Prozent an den Bei1r;Lpen des 
dr., K ii<l"i,< , 
Mun,l E ~ , , , l G  Bundes nach Artikel 38bi' 

4nteil des ein!aelnan Kanrons bte-hqet sioh npmenilich 
n a h  ... .. 

+ b gesefttichcn f-eislunkeq fitr ~Reyjiitkt"p&ge, w&eht @ie 
K~(ssM~ fllr die Yers idh~en Tm Ksstrrn e r b ~ i ~ s m ;  

b,. <er 4hwtidiiing der tPisiungen je jebrsiohanen vom sah*,$- 
zdiaclien ~urcifsehmitt: 

s secnen kuEvendun&n m.i du,? S & ~ i w ~ ~ n ,  '&T ifm spi,caie~;: 
lerne Kmnltvnflege und at e8.e V&Baligw@g &T ,h@cg)ie,&rr 
jeit@&e 'wiAich'afili& cehw&her+r Ver-~~ichetier; 

%DW &ihdosT%+l DS~<D~(  die Einzqtbeiken nach &tihöP&n der K&n- 
Wib 

Art, 3%' 

Art. +I irarnl,ttd 
R bLrrr(W* 



b@[lpi$ nYel\i ig ineig~n! 
C. WXl2reiiB d H  %tr \w~s~&~i l ; t  $!I?$ 'in dsii 1 t  \Nu$hc?? ii'~vdh 

.lti@rt*% 
%Gawr wr ~ . a i , ~ 5 1  ~ S i d  &g8@,Qi U,~i~tjt I, IIiteba~<~:kcd. $+Q"')~'',~' idjb. 
sl,f$&g 5, pi und 6@" der B U ~ ~ ~ ~ & ~ I ? S R I % ~ ,  

f J Alispmch 

I Fiaucn. die bei ihrer Niederk~lnrt in der AHVLIW verrieben ~ i n d  uiid sei1 min 
dc'iiciir, ireiiii Monitten Wohiaitz iind pwdhnlichen Aurenthiilt iii der Schweiz 
ii.ihcii. cr11,iItuti die H.i~ishirltiingseniscl~iidiguiiy ir.1~11 dcii Aitikeln Y Alistitrc I 
ritict 3. i i i id 160. Die EnlschBdigung wird wdhrend eines Mi~tirrseliiihstirliiiibs 
voii 10 Wocheii «iisgerichtrr. von drneii mindearcns itcht Wacheri nrtch der Nie- 
dc ib i i i t  l icsli i i  miisseii. 

' liec Dutide~riit regelr i iur dem Verordnuilgsw~ge den Leistuiigii~nspruch be- 
.itiinniter Kitte&urien von Fmuen, denen nach Absatz 1 kein Ansprdeh zuulunde 

' Bei erwerbsi~ligen Frauen richtet sich die Enischildigunp nach dem letzten Er- 
werbseinkommen. Nichterwerbsliifige Frauen erhalten den Mindesfbetms der 
f iitsch$diging. 

drr. 280 Fiiiüiuierune: des Tiiggeides bei Miitrenihrft 

1 Die Finanzierung des Taggeldes bei Mniterachnrt erfolg4 unter entsprechender 
Anwendung der Artikel 26-28 getrennt von den übrigen Leistungen dieses Ge- 
setzes. Unier der Bezeichnung ~Plusgleichfonds der Eweil>sersauardnung bei 
Miiiterschdif,> wird ein selbzrrandiger.Fends gebildet 

Die Ileitrttge vom Einkommen iius einer Erwer&rh~igkaii diirfen 0.4 Prozenl 
neclit ubersteigen. Der minimtile Bsitrdg Tur Nichterwerhsliitiga durT I 2  Fran- 
kcii. der mirrfmiile 408 Franken im Jtihr iiicht uberslergeii Artikel 9"" AHVC 
liber die Anpasutig dn die Lohn- und Pre~sennvicklung gilt siniigem!iss. 

A I /  I Y o  Atiwciri1b;it~e Ilevtiiiiiniingeii bet Mii~trrschdTi 

13ie Anikel2. 3. 17-22, 23 Ahsalz 1, 24, 25 und 29 &clten sinngema'ra iur düs 
Tsggeld bei Mutterschaft. 

A I [ .  34 Al?,<. 4 
'Ilei. Iliiiidesriit kann soweit n b t i ~  für das Yag~eld bei Muilerschiifi besondese. 
von den iibrigen Vollzugrvorschri~~en zu diesem Gesetz &hwmthende Beslim- 
iilungen crl.&seii. 



n / l t t j z ~ ~ ~ r o i g  &I k~?,itt~idl'ii E ~ / I { L I F P C  i i ~ d  dei KRAICIIT~IIIIL,II 

1 Der Ilundearfit bestimmt. brs zu welchem Zeiipuiiki die Kaiiioiie i i i id Gciiiciii 
den die Änderuiig ihrer Ausfuhrungsbcslimtriungen eri;isseii und, soweit dies i n i  
Geseiz vorgesehen ist. zur Genehmigung vorlegen iniicsen 

Wenn der Erldss der definitiven Regelung nicht frrtgcrcclit iiroglich ist, kii i i i i  
die vallziehende Behorde des Kanroiu oder der Gemeinde eiiie piovisoriscbe 
Regelung treilen. 

J Der Bundesrdr begimmt, bis zu wdchem Zeitpunkt die Kusseii utrd Riickvei- 
sichemngsverbiliide ihre Staluteil und Reglenienie aiipdsseii nilisscn Von die- 
sem Zeitpunki dn erbringen alle Küssen die Le is tu i~&~ i i  1i;ich dein ~ ic i ien Recht 
und irehiiien Letsiungen. die nach altern Reclzl diihingel';illcii ?iitrl. ii.icli dem 
iieuen Recht iiber iortdauerii wiirden, auf Begehren des Versiclierien wiedri- 
auT Bei der Andeiu~ig l i iuknde Kruiikengelder aiis eiiier riiiheren Krriikcii- 
geldversicherung siiid iioch Tur liinystens zwei Jahre nach den iiltrccliiliclleii Be- 
stimmuiigen iiber die Leisiungsduuer $Li gewdhrm 

Die Verglilung des HeilensialisduTenthi1Its muss spiiesteiis voii eiiieiii Zeii- 
punki an, den der liuiidesrili resfscizi. ndch dem neueii Reclit erloigrii. 1315 zii 
diesein Zeiipuiikt gilt fiir die Kiirseii und die Heil,in.ri~ilten die biilierigc Tub- 
ordiiung unveranderr weiter. Wird sie dbgednderl, musb sie gleiclizeitig delil 
neiieii Recht iingepitsst werden. Sp.iiestens inif der Aiiweiidiin& dei iieucii T.\\- 
oidiiuiig inlissen die Heil;inst,iliei~ die Konienstelleiiirehnui>y iiiid d i r  Lci- 
riung.;stiitiatik nach Arlikel 22Q<'"'q'1'C* Absatz 5 einlliliren 

C. Zitx«tii~rr:ri<~lrer~~~igi,i~ Hcilfrir,~rnlr.r~f~.~irii 

1 Die Versichcnen können Z~iastrvrniclierungeii liir Hciliitisiiilukusieii I i i i icri 
eines Jiihref niich Iriki;il'tireteii der Gcselzcditidertiriy von1 ?L). Miic 'IU117 ileiii 
iicii,c>i Rrehr ;inp;rssen. Wird durcii diese Aiip;isiiing der hiriieii&e WiiiTiiiIg dcs 
Verr;ic.hrriingsschubgs nichi erweiiert, diirl- die Rarie keine ineiidii Vai'hcl1;ilii. 
üiibriiigeii. 

' I>ie K~sscn  klareit die Vcrsicherieii i i i t i rr i  saelis Moixiicii ii;ieli IiikriiTth'eleii 
dcr Cjenciz~iii>derii i~g vom 20. Mürz I987 fiber diesen Aiispriicii ili~f. Utitcrl:ih&l 
eiiie Kasae diese A"lkliiriiiig, Iiat der Versichcrle wiiliimrd zweier .l:iliic eincil 
Aiispriieh ;iiil' ritckwirkeiide Anpüssiing der Zus;iLzverr;icliei*i~~ig ;iii diis iicijc 
Rrclii. 

d. /$~~~i,J<,,$'I,~vitrGgr i,, </LW c~mre,i drd J<t/ir~,lt ~i<rrlr I~I/~I~~~/?I?~I~'I! 1 
I I)ic Ilaiiriige dea Duiides lu r  eiii bestiiiiiiiiec J;ilil s i i l c l  jru.ciir iiii li;ii;iul'~olgcii- 
6eii Jiihr ailziirichten. 

: iiii Jahr dcs Iiikriilliicieiis der Gesetzessiiderung voiii 20. ivliirz 1987 gilt der 
Hiilid deii K:issen lind Riickversiclieruiigsverhii~i~ien dcii i'iii d~ i s  Vorjiilir ge- 
scliiildeteii Kestheitrag ii;ich ;iltem Recht vollstiindig iih. Er gewiihri ihrien,eiiien 
riisltirliclicii I1ciir:ig. so dess die nusbezahlte Siiiiimc lOOh Mill ionen Franken 
hetriigi. 

Für diis Juiir 1989 b r i r äg~  der Uundesbrilriig iiach Ari ikel3Y""Absti tz2 
749 Mill ioiicii F~ i i i ken .  Diivoii eiiiliilien nur Beiiriige nach: M,,>, I-r 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  At-iikel 35 I50 
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Ariikel36"'\. 489 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Artikel 37 Abs;itz I 90 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Ariikel 38 Absalz3 20 

Fiir diis Jahr 1990 beträgt der Iiundesbeiirig inach Ariikcl 38"" Absiilz2, 
785 Mill ioiicn Fr;inkeil. Diivoii crilT~illcii a u l  Hcilriigc iiiich: \.ii,i 1,. 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Artikel 35 150 
. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Ariikel36"'\ 525 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Ariikel 37 Abs;iiz I '10 

. . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . .  Artikel 38 Absaiz 3 20 

C. /,I~II!/II~cIc~~~ IV,,,~ Ar1ike/3<Y'~~ 

I ler  Buiidesriii selzi Artikel 38"' iii Krall. wenn diircli die erste Sriiie der Neu- 
verieiliiiig der Aiirgiibeii zwisclien Rund und Kantonen eine angemessene Ent- 
Iiistiiiig der Kaiilone iii ;inderen l3ereicheii eriolgi. 

Rc l~ere i i~ l i l i n  und Ink ra l t t re te i i  

' Ilicses Gesetz untersiehi deiii fukultutiven Relerenduin. 

? I ler  Riiiidesr;il besrimmi das Inkraittreieii. 



3. Vorlage: Rothenthurm-I nitiative 

Abstimmungstext 

Bundesheschluss 
über die Volksinitiative «zum Schutz der Moore- 
Rothenthurm-Initiative» 

vom 10. Mäm 1987 

Art. I 
1 Die Volksinitiaiive rrzuin Scliulz der Moore- Roiheiilliurii?-lniiialivm vom 
16. Sepieniber 1983 wird Volk und Stäiiilen zur Absiimmui~g iiiilcrbrcitel. 
?Die Volksiiiiiiaiive laulel: 

Die Bundesverfas~uilg wird wie folgiergiiilzt. 
,I,, 24< , .~ , . ,  ~ h v  5 

Moore und Moorlandnchatien Xon hesondcrer Schoiiheit uiid ,011 n;.iio- 
naler Bedeutung sind Schutzob.ektc. Er, durlcn darin uedrr Aiildgcn ge- 
bau1 n d i  BodcnverBndcmngcn irgrndwclclicr Art vorgenolnnicn werdr:i 
Auageiioniinen sind Einrichtungen. d.c der Aiiirccliiwlinli~ing dcs S C l 1 i . i ~ -  
rurckes und der hisherigcn landwiruchaltliclicii N ~ i z u i i g  dic~ieii. 

o ~ x ~ l ~ f f ~ l ~ , ~ ~ ~ ~ ~ , \ ~ ~ ! l ~ l l l ~ l l l , ~  

Anlagen, Bautln urrd Bodenu@tUnderui>&eii, wcJclic deiii Z w i ~ k  der 
Seliilbgebieic wtdersprechen und nach dem 1. luiii I983 crsiclli wirdcii. 
inshesondcre in der Meorlands@hdl von Roil~cniliiiri~i tiul dem Geb~ci 
der Kanlone S d w y &  =wir Zug, mnwrni i u  Larlen der Er*icll<tr al>&ebr»- 
chen und rilokgmgig gemacht werdsn. Der ur;prUn&IrclPe Ziisiiiod 151 wie 
der herzustellen. 

Die Iiuiidcsvorsiimmlui~~ u~npiiehll Volk und Slrinricii, die Iniliailvc Li! 

.. , . . . .  ,, L.. 

Die Volksinitiative «zum Schutz der Moore- Rothenthurm-Init iat ive» 
wurde 1983 mit 160 2 9 3  Unterschriften eingereicht Sie hat zum Ziel. 

Moore und Moorlandschaften von besonderer Schbnheit und von natio- 
naler Bedeutung zu erhalten und 

einen Teil des Waffenplatzes Rothenthurrn zu verhindern. 

U m  dies zu erreichen, werden Bauten und Bodenveranderungen irgend- 
welcher Art  in Moorlandschaften verboten. Vom Verbot ausgenommen 
waren Einrichtungen, die dem Schutzzweck oder der bisherigen iand- 
wirtschaftlichen Nutzung dienen. Die Übergangsbestimmung sieht vor, 
dass Anlagen, Bauten und Bodenveranderungen. die nach dem 1. Juni 
1983 erstellt worden sind, auf Kosten der Ersteller beseitigt werden 
mussen. 

Seit die Initiative eingereicht worden ist, haben Bundesrat und Parla- 
ment das Natur- und Heimatschutzgesetz gehndert' Diese Anderung 
bezweckt einen umfassenden Schutz aller gefahrdeten Biotope der 
Schweiz und beschränkt sich nicht nur auf die Erhaltung der Moore. Das 
revidierte Gesetz fordert zudem eine flexible Zusammenarbeit zwischen 
Naturschutz und Landwirtschaft. Der Bundesrat beabsichtigt, diese 
Revision auf den 1. Januar 1988 in Kraftzu setzen. 

Noch rm Jahre 1983 hat das Parlament den Kredit fur den Bau des 
Waffenplatzes Rothenthurrn bewilligt. Damit hat es gleichzeitig die 
Notwendigkeit dieses Waffenplatzes bekraftigt. 

Bundesrat und Parlament lehnen die Init iat ive ab, weil 
das erste Ziel der Initiative mit der Revision des Natur- und Heimat- 
schutzgesetzes umfassender erfüllt wird, 

der Wafferiplatz Rothenthurm nach wie vor notwendig ist und 

die Entwicklung des Hochmoores durch die militarische Nutzung kaum 
beeintrachtigt wird. 

I 'Die Andi?rung des Nstur- und Heimatschukgesetres kann bkzogen werden bei. EDMZ. 
3000 Bern 



Argumente des Initiativkomitees 

Das Initiativkomitee begrundet seine Initiative wie  folgt:  
((Die Rothenthurm-Initiative zum Schutz der Moorlandschaften ist eine 
reine Naturschulz-lnitiat~ve. Sie bezweckt nicht die Verhmderung des 
Waffenplatzes Ni Rothenthurm. Gegen eln reduztertes Waffenplatz-Projekt 
ausserhalb der Moorlandschaft haben die Initianten nichts einzuwenden. 

Die Init~anten wollen damlt einen wirklichen. von keinen Ausnahrneh 
elngeschrankten Schutz der wenigen noch vorhandenen Moorgebiete in der 
Schwelz erreichen. Dass daber die Moorlandschaft in Rothenthurm in? 
Zentrum steht, hatzwei Gründe: 
I Dieses Moor ist eines dergrossten, besrerhaltenen Gebiete d~eserArt  

2. Dieses Moorisr akut bedroht durch den Waffenplatz 

Die lnit~anten begrüssen die durch thre lnit~ative ausgelöste Revision des 
Natur- und Heimatschutzgesetzes INHG) ausdrDcklich Diese Revision 
verbessert den Biotop-Schutz wesentlich, Allerd/ngs werden durch das 
neue Gesetz gerade die EMD-Projekte irn Moor von Rofhenthurm nicht 
verhindert. 

Die Rothenthrm-nitiative schafft einen Ausglerch zwrschen Naturschutz 
und Landwirtschaft. Sie befürwortet die bisherige Nutzung, die zur Erhal- 
tung der Moore wesentliches beigetragen hat. der jährliche Streue-Schnitt 
ist mne Voraussetzung dafür, dass die Moore nicht verbuschen 

Dte Initianten bringen mit  ihrem Volksbegehren eine neue Dimenuon in 
den Schutz unserer stark bedrohten Natur: Neu soll eine ganze (Land- 
schaft) als Einheit unter Schutz gestellt werden, und nicht nur e~nzelne 
wertvolle Parzellen. Nur so können wir auf die Dauer den Schurz wert- 
vollster Schönheiten unseres Landes sicherstel/en. 

Die E~nbusse an Übungsmöglichkeiten für unser Militär ist tragbar, wo/ der 
milit8rische Nutzen des AufklArunosoelLindes auch von höchslen Armec- 
s t e l l ~ n  a/s gerrngfügig bezeichnet 6 i r ;  

 MI^ einem J A  zur Rothenthurm-Initiative sagen Sie J A  zur konsequenten 
Erhaltung der letzten unersetzlichen Naturschonheiten ln unserer 
Schweiz U 

Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat ist m i t  den Init ianten der Meinung, dass die Natur 
besser geschützt werden muss. Er will sogar mehr Gebiete w i rksam 
schützen als die Initiative, ist aber überzeugt, dass der geplante 
Waffenplatz mi t  dem Naturschutz vereinbar ist. 

a; Mehr als nur Moore schtitzen 
Die Initiative schutzt nur einen Teil der vielen gefahrdeten Biotope 
(Lebensraume). Ausser den Mooren gibt es auch schlitzenswerte Ufer- 
bereiche, Auenwalder und blumenreiche Heumatten. Mit der beschlos- 
senen Revision des Natur- und Heimatschutzgesetzes haben Bundesrat 
und Parlament dafur gesorgt. dass nicht nur Moore, sondern alle Bio- 
tope wirksam geschutzt werden. 

1.h Landwirtschaftliche Nutzung und Naturschutz 
Die lnitiative garantiert ausdrücklich die ((bisherige landwirtschaftliche 
Nutzung)). Dies ist nicht immer sinnvoll. Durch die Intensivierung der 
landwirtschaftlichen Nutzung sind bereits versch'iedene Moorgebiete 
empfindlich beeinträchtigt worden. So auch in Rothenthurm: 
1976-1983 hat der gedüngte Boden im schwyzerischen Teil dieses 
Moores zu Lasten der Moor- und Riedflächen um 3 8  Hektaren oder 21 
Prozent zugenommen. 
Der lnteressenkonflikt zwischen Landwirtschaft und Naturschutz wird 
mit dem neuen Gesetz besser gelöst als mit der Initiative. Wenn ein 
Bauer im Interesse des Naturschutzes die landwirtschaftliche Nutzung 
einschränkt, so erhält er eine Abgeltung. 

B Landschaftsschutz: Offene Fragen 
Die lnitiative will nicht nur Moore, sondern ganze Moorlandschaften 
schützen. Dieser Begriff wird jedoch in der lnitiative nicht definiert. 
Hingegen enthält das Bundesinventar der Landschaften und Naturdenk- 
mäler (BLN) Landschaften von nationaler Bedeutung. Es wäre wenig 
überzeugend, im Sinne der lnitiative nur Moorlandschaften besser zu 
schützen. nicht aber andere. ebenso oder noch stärker gefährdete Land- 
schaften. 
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des Waffenplatzes Rothenthurm i i 
BIBERBRUGG ! 1 

ALTMATl I B 
I 

MoorSchutrrone SZ und ZG 1 
a (Plenungszone SZ und Schutrperlmetcr ZG) 

! 
Speirrone [kein Batretsn. 
keine Bauten1 

ROTHENTHURM 
W,„ BLN-Grenze 

Dergeplante Waffenplatz besteht aus der Kasernenanlage und aus zwei nahege- 
legenen Ubungsplatzen, die als Infanterie- und AufklBrungsgelande bezerchnet 
werden Nur das AufklBrungsgelBnde liegt teilweise im Moor von nationaler , 
Bedeutung, und zwar in dessen siidlichem Randbereich. Das bereits weitgehend , 

realisierte Infanteriegelande und die noch nicht gebauten Kssornenanlagen 
befinden sich ausserhalb der Landschaft, die ins Bundesinventar der Lend- 
schaften und Naturdenkmaler (BLN) aufgenommen worden ist. 

Militärische Nutzung und Naturschutz 
Entgegen einer verbreiteten Meinung nchtet sich die militärische 
Nutzung eines Gelandes nicht automatisch gegen den Naturschutz. Es 
gibt typische Beispiele dafur, dass sich in einem militärischen Ubungs- 
gebiet gerade wegen der sehr massigen Bodenbenutzung besonders 
giinstige Voraussetzungen fur gefährdete Pflanzen- und Tierarten ent- 
wickeln konnen (Waffenplatze Frauenfeld undThun, Srhiesspiatze Petit 
Hongrin oder Geren bei Aaraul. Die Vertraglichkeit von Naturschutz und 
militarischer Nutzung muss in jedem Einzelfall abgewogen und beurteilt 
werden. 

Waffenplatz notwendig ... 
In Rothenthurm werden seit Liber 20 Jahren Radfahrer und Aufklärer 
ausgebildet. Sie verfugen aber weder Ober die natigen Ausbildungsan- 
lagen noch über ausreichende Unterkünfte. Der Waffenplatz ist not- 
wendig, um die militärische Ausbildung zu verbessern und die taglichen 
langen Anfahrtswege von Wehrmännern aus Arth-Goldau und Schwyz 
zu vermeiden. 

... und mit Naturschutz vereinbar 
Das Projekt für den Waffenplat2: wurde in den letzten Jahren mit 
verschiedenen Jnstanzen besprochen und so verbessert, dass es den 
Anliegen des Naturschutzes gerecht wird. Die Kantone Schwyz und Zug 
sowie die Eidg. Natur- und Heimatschutzkommission haben dem 
Projekt mit Auflagen zuges!immt. Allg Planungen und Arbeiten werden 
durch ein ausgewiesenes Okologen-Team begleitet. Weder Entwässe- 
rungen noch Veranderungen am Lauf des Flusses Biber dürfen vorge- 
nommen werden. Weite Flachen werden ausgeschieden. welche auch 
die Truppe nicht betreten darf. Das militarische Ubungsgebiet wird 
damit zur Pufferzone zwischen schutzbedürftigem Moor und landwirt- 
schaftlichem Nutzland. 
Was soll abgebrochen werden? 
Das Volksbegehren verlangt, dass ruckwirkend auf den 1. Juni 1983 
Anlagen, Bauten und Bodenverenderungen beseitigt werden. Diese 
Verpflichtung beschrankt sich nicht nur auf die Moorlandschaft von 
Rothenthurm und auf nilitarrsche Bauten. sondern musste auf weitere. 
heute noch nicht definierte Moorlandschaften Anwendung finden Sie 
schafft eine für schweizerische Verhaltnisse ungewbhnliche Rechtsun- 
sicherheit: Niemand kann genau sagen, was abgebrochen werden muss. 

Aus all diesen Griinden empfehlen Bundesrat und Parlament, die 
Initiative abzulehnen. 

., .J!...&..~s?&A%.~ . s . r ~ d h ~ % * ~ ~ ~ ~ e a W ~ * ~ i f A ~ ? .  
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